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Kommentar
Günther Marx
zu Seehofers Abschiebestopp

D
as ist dann doch eine Überra-
schung: Während mehrere
unionsgeführte Landesregie-
rungen darauf dringen, straf-

fällig gewordene syrische Flüchtlinge
in das Bürgerkriegsland abzuschie-
ben, schließt der Law-and-Order-
Mann Horst Seehofer dies aus. Der-
selbe Seehofer, der im Sommer die
Große Koalition an den Rand des
Scheiterns brachte, weil ihm beim
Thema Flüchtlinge kein Ton scharf
genug sein konnte.
Jetzt folgt er der Einschätzung des

Auswärtigen Amtes, dass Syrien ein
Land sei, in dem Flüchtlingen nach ei-
ner Rückkehr – freiwillig wie unfrei-
willig – Repressalien und Gewalt dro-
hen. Nun werden Syrer, die als Flücht-
linge nach Deutschland kamen und
sich hier eines Gewaltverbrechens –
Mord oder Vergewaltigung – schuldig
gemacht haben, auf wenig Mitgefühl
hofen dürfen; zu Recht. Der rechts-

staatliche Weg aber ist, sie vor hiesige
Gerichte zu stellen und hier ihrer ge-
rechten Strafe zuzuführen. Wie sollte
man mit den Kriegsherren in Damas-
kus, in deren Gefängnissen mehr als
10 000 Todesfälle nach Folter bestä-
tigt sind, ein korrektes Verfahren ab-
sprechen oder vereinbaren?
Wahrscheinlich ist sogar, dass ab-

geschobene Straftäter ins syrische Mi-
litär oder in Milizen eingegliedert
werden, deren Grausamkeit die halbe
Welt empört. Solange also die Ver-
hältnisse in Syrien minimalen huma-
nitären und rechtsstaatlichen Stan-
dards nicht genügen, sollte der Ende
Dezember auslaufende Abschiebe-
stopp verlängert werden, wie Seeho-
fer es fordert. Ändern sich die Ver-
hältnisse, wäre neu nachzudenken.
Allzu skrupulös sind wir ja nicht. Ab-
schiebungen in ein Land wie Afghani-
stan sind längst, wenn auch umstritte-
ne, Praxis.

Zu Recht

Rekord: Die Bundesregierung plant für 2019 mit Einnah-
men und Ausgaben von 356,4 Milliarden Euro, rund 13 Milli-
arden Euro mehr als 2018. Seit 2014 gibt es Haushalte ohne
neue Kredite und teilweise sogar mit Überschüssen – letzt-
mals war das 1969 gelungen. Dank der guten Konjunktur
und hohen Steuereinnahmen sinkt die Verschuldung.

Maastricht: 2018, spätestens 2019, soll die Staatsver-
schuldung erstmals seit 2002 unter die 60-Prozent-Marke
fallen. Die zur Euro-Stabilität festgelegten Maastricht-Kri-
terien sehen vor, dass die Verschuldung 60 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) nicht überschreiten soll –
zeitweise waren es mehr als 80 Prozent.

Extreme: Mit 145,3 Milliarden Euro (2018: 139,2) wandert
der größte Anteil in den Etat Arbeit und Soziales. Das Jus-
tiz- und Verbraucherschutzministerium erhält am wenigs-
ten: Für 2019 wird mit 895 Millionen Euro geplant. dpa
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Leitartikel
Boris Kruse
zur Schach-WM

I
st das nun wieder nur die übli-
che mediale Aufwallung oder
steckt mehr dahinter? Das Fina-
le der Schach-Weltmeister-
schaft in London hält die Welt
in Atem, wie viele andere

Sport-Events das auch tun.
In manchen Ländern wird Schach

derweil zum Schulfach, im fernen Ar-
menien ist es das schon seit einigen
Jahren. Schach, so sagen Experten,
steigert die Lesekompetenz und för-
dert das Denkvermögen. Es hilft, selb-
ständig Urteile zu fällen und in heik-
len Situationen schnell Entscheidun-
gen zu trefen. Wer Schach spielt,
lernt zu abstrahieren und vermag sei-
ne Gedanken immer wieder in neue
Richtungen zu lenken. Kurz: Schach
macht klug. Wer will das nicht für die
eigenen Kinder?
Der norwegische Titelverteidiger

Magnus Carlsen (27) und sein Her-
ausforderer Fabiano Caruana (26) aus
den USA sind scheinbar hervorragen-
de Rollenmodelle für eine Zeit, in der
es wichtig ist, schon in jungen Jahren
auf der Überholspur unterwegs zu
sein. Beide sind Hochleistungssport-
ler des Geistes; sie haben Jahre darauf
verwendet, die Spanische Eröfnung
gegenüber dem Königsgambit abzu-
wägen. Noch dazu liefern die beiden
so gegensätzlichen Charaktere tolle
Geschichten, die diesen Hype mit In-
halt aufladen: Der athletische Carlsen,
der seine Gegner durch Beharrlich-
keit niederzwingt, aber oft agiert wie
eine Diva. Bobby Fischer lässt grüßen.
Auf der Gegenseite Caruana, der ma-
thematisch-geniale Nerd mit Harry-
Potter-Brille und Wuschelhaar, dem
abseits des Schachbretts eine unver-
krampfte Freundlichkeit nachgesagt
wird.
Sie sind so unterschiedlich, und sie

scheinen einander doch ebenbürtig.
Zehn Remis haben die beiden sich in
den ersten Partien der WM-Endrunde
geliefert. Und man mag sich fragen,

ob das alles Masochisten sind, die
sich für dieses fordernde Spiel begeis-
tern.
Die laufende WM-Endrunde illus-

triert auch ein Dilemma, das man sich
ruhig noch einmal auf der Zunge zer-
gehen lassen sollte, bevor Schach Ein-
gang in die Lehrpläne findet. Mittler-
weile sind die Leistungssportler des
Schach unter ihren akribischen Ana-
lysen und ausgeklügelten Verteidigun-
gen so klein geworden, dass abenteu-

erliche Züge kaum noch geboten
scheinen. Gegen Schachcomputer wie
AlphaZero von der britischen Firma
Deep Mind haben auch Großmeister
längst keine Chance mehr.
Es ist so gesehen ein zutiefst trauri-

ges Bild, wie sich Titelverteidiger
Carlsen und Herausforderer Caruana
in einem Saal des Londoner Veran-
staltungszentrums The College ge-
genübersitzen – zwei tadellos geklei-
dete Mittzwanziger mit Mineralwas-
serflasche und Notizblock, die Tag für
Tag ein neues Unentschieden ausspie-
len. Schach, das Spiel der Könige?
Mittlerweile wohl eher eines für Fi-
nanzbuchhalter.
Der Mensch lebt nun einmal zu ei-

nem Großteil von seinem Erfahrungs-
wissen – von den Erlebnissen und Er-
zählungen, die ihn geprägt haben, von
subjektiven Zugängen und Gefühlen.
Schach, dieses kluge und unerschöpf-
liche Spiel, bietet auf lange Sicht kei-
ne Perspektive, die hier motivierend
wirken könnte.
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Die Notizenmacher

Schach bietet
auf lange Sicht

keine Perspektive,
die motivierend
wirken könnte.

Berlin.Abgelehnte Asylbewerber
aus Syrien sollen vorerst nicht
aus Deutschland in ihr Heimat-
land abgeschoben werden. Mit
dieser Forderung nahm Bundes-
innenminister Horst Seehofer
(CSU) die Beratungen der Innen-
ministerkonferenz in der kom-
mendenWoche vorweg. Momen-
tan könne man niemanden nach
Syrien abschieben – auch Straftä-
ter nicht. Die aktuelle Einschät-
zung des Auswärtigen Amtes zur
Lage in dem Bürgerkriegsland sei
„plausibel“, sagte er dem „Spie-
gel“. Der Abschiebestopp für sy-
rische Flüchtlinge ist bisher bis
Jahresende befristet.
Seehofers Vorstoß wider-

spricht den Ansichten von Bay-
erns Innenminister JoachimHerr-

mann (CSU) und dessen sach-
sen-anhaltischem Kollegen Hol-
ger Stahlknecht (CDU), die
Abschiebungen nach Syrien nicht
ausschließen wollten.

Verlängerung angekündigt
Nach Angaben deutscher Ge-
heimdienste sind seit 2015 insge-
samt 107 900 Flüchtlinge freiwil-
lig nach Syrien zurückgekehrt. Es
handelt sich dabei vorrangig um
Menschen, die in Staaten wie dem
Libanon, Jordanien und der Tür-
kei Zuflucht gesucht hatten. Aus
Europa und den USA waren es
5000 bis 7000. Das Bundesinnen-
ministerium zählte in diesem Jahr
429 Syrer, die mit einer finanziel-
len Förderung aus Deutschland in
ihr Heimatland ausreisten.

Beobachtern zufolge kehren
vorrangig politisch eher neutral
eingestellte Menschen aus länd-
lichen Gebieten zurück. Geflohe-
nen Unterstützern von Oppositi-
onsgruppen drohten nach der
Rückkehr Repressalien. Sicher-
heitsgarantien des Regimes von
Baschar al-Assad seien oft nicht
das Papier wert, auf dem sie ge-
schrieben seien. So habe man in
der Region Homs Massenverhaf-
tungen mehrerer hundert Men-
schen registriert. „Es gibt eine be-
rechtigte Grundskepsis gegen-
über Syrien“, sagt ein Geheim-
dienst-Analyst.
Wie der Bericht des Auswärti-

gen Amtes auflistet, drohen miss-
liebigen Rückkehrern Folter und
Tod; „Polizei, Justizvollzugsbe-
amte und vor allem Sicherheits-
und Geheimdienste wenden sys-
tematisch Folterpraktiken an.“
Demnach kamen seit Ausbruch
des Bürgerkriegs in syrischen Ge-
fängnissen 13 000 Menschen
durch Folter zu Tode. Zudem
würden Frauen von Soldaten und
paramilitärischen Gruppen syste-
matisch vergewaltigt. JungeMän-
ner würden für das Militär
zwangsrekrutiert.
Die Flüchtlingsorganisation

Pro Asyl begrüßte die Ankündi-
gung. Nunmüsse ein Abschiebes-
topp für den Irak und Afghanistan
her. „Rückführungen in ein
Kriegsland wie Syrien sind men-
schenrechtlich überhaupt nicht
vertretbar“, sagte der innenpoli-
tische Sprecher der Grünen, Kon-
stantin von Notz. Stefan Kegel
Kommentar

Seehofer gegen
Abschiebungen nachSyrien
Sicherheit Der Bundesinnenminister folgt der Einschätzung des
Außenamtes: Oppositionellen drohen systematische Folter und Tod.
Auch Straftf äter dürfen bleiben.

Berlin.Noch am Donnerstag gab
Bildungsministerin Anja Karlic-
zek (CDU) den Oppositionsfrak-
tionen im Bundestag die Schuld,
sollte es mit dem „Digitalpakt
Schule“ nicht vorangehen. Am
Freitag meldeten die Fraktionen
den Durchbruch: Das Grundge-
setz kann geändert werden; der
Digitalpakt kann kommen.

Was ist genau entschiedenworden?
Union, SPD, FDP und Grüne ha-
ben sich auf eine Neuformulie-
rung des Grundgesetzartikels
104c geeinigt. Bisher steht dort,
dass der Bund im Bereich der Bil-
dungsinfrastruktur finanzschwa-
che Gemeinden unterstützen
kann. Der Artikel soll jetzt so er-
weitert werden, dass mit Bundes-
mitteln auch die Qualität und
Leistungsfähigkeit des Bildungs-
wesens sichergestellt werden
kann – und zwar in allen Gemein-
den, egal wie reich sie sind. Die
Folge: Der Bund darf auch Geld
für Personal an Schulen und für
die Weiterbildung von Lehrern
ausgeben.

Tut er das auch? Das regelt eine
gesonderte Bund-Länder-Verein-
barung, die am 6. Dezember un-
terzeichnet werden soll. Laut
„Handelsblatt“ geht daraus her-
vor, dass das Verkehrsministeri-
um die Anbindung der Schulen
ans Internet finanziert. Die Mit-
tel des „Digitalpaktes“ fließen in
die Ausstattung. Pro Schule sol-
len bis zu 25 000 Euro für Endge-
räte bereitgestellt werden.

Wie wird das Geld aufgeteilt? Da-
für gibt es den „Königsteiner
Schlüssel“. Nach Baden-Würt-
temberg gehen demnach 650Mil-
lionen Euro. Die begünstigten
Bundesländer müssen jedoch
selbst zehn Prozent zusätzlich
beisteuern.

Bekommt jetzt jeder Schüler einen
Laptop? Nein, fünf Milliarden
Euro werden nicht reichen, allen
elfMillionen Schülern inDeutsch-
land einen Laptop zu spendieren.
Stattdessen sollen „schulgebun-
dene“ Endgeräte angeschaft wer-
den: Laptops, Notebooks, Tablets,

aber keine Smartphones. Voraus-
setzung ist, dass die Infrastruktur
bereitsteht oder wenigstens bean-
tragt wurde.

Ist der Föderalismus am Ende? Die
grün-schwarze Landesregierung
in Baden-Württemberg stellt sich
weiter gegen die Verfassungsän-
derung. „Ich lehne die beabsich-
tigte Grundgesetzänderung wei-
terhin ab, weil ich sie zur Umset-
zung des Digitalpakts für den fal-
schen Weg halte“, sagte
Kultusministerin Susanne Eisen-
mann (CDU). Parteifreundin Na-
dine Schön hingegen sieht beim
Digitalpakt gerade die Länder in
der Pflicht. „Jetzt sind die Länder
gefragt, ihren Teil des Digital-
pakts einzulösen“, teilte die Vize-
vorsitzende der Bundestagsfrak-
tion mit. „Das heißt: neue pädago-
gische Konzepte für eine gute di-
gitale Bildung entwickeln und die
Lehreraus- und -fortbildung an-
passen.“ Die meisten Landes- und
Bundespolitiker von Union, SPD,
FDP und Grünen begrüßten die
Einigung. Mathias Puddig

Weg fürDigitalpakt ist frei
Bildung FDP und Grüne machen mit: Der Bundestag kann so das
Grundgesetz ändern, um die Ausstattung der Schulen zu verbessern.

Bundestag
Rekordhaushalt
beschlossen
Berlin. Der Bundestag hat nach
vier Tagen Debatte mit den Stim-
men der Koalition den Haushalt
für das kommende Jahr gebilligt.
Der Etat hat ein Volumen von
356,4 Milliarden Euro. Eine Neu-
verschuldung ist erneut nicht vor-
gesehen. Der Haushaltsplan sieht
unter anderem deutliche Perso-
nalaufstockungen bei den Sicher-
heitsbehörden vor. Das Verteidi-
gungsministerium erhält gegen-
über dem Vorjahr mehr als vier
Milliarden Euro zusätzlich. dpa
Stichwort

Bundesrat
Rentenpaket
gebilligt
Berlin.Mehr Pflegekräfte in Hei-
men und Krankenhäusern, die
Brückenteilzeit, mehr Kindergeld,
Stabilisierung des Rentenniveaus
und Rückkehr zur paritätischen
Finanzierung der Krankenversi-
cherung: Der Bundesrat hat eine
Reihe von Sozialgesetzen der gro-
ßen Koalition passieren lassen.
Im kommenden Jahr treten sie in
Kraft. Das Rentenpaket sorgt da-
für, dass die Altersrenten bis 2025
genauso steigen wie die Löhne.
Dafür wird das Rentenniveau bei
48 Prozent festgeschrieben. epd

Hat sich vor der
Innenminister-
konferenz fest-
gelegt: Horst
Seehofer. Foto:

Wolfgang
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„... Da machen wir ein Weihnachtsgeschenk draus!“ Karikatur: Horst Haitzinger


